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I.  Leitsätze des Verfassers 

1. Die rechtsschutzintensive Auslegung von Rechtsbehelfen gemäß § 300 StPO gewährleis-
tet effekIven Rechtsschutz, wenn der Wille zur RechtsmiLelprüfung erkennbar ist, auch 
wenn die förmlichen Anforderungen nur knapp erfüllt sind. 

2. Die Feststellung des besonderen öffentlichen Interesses an der Strafverfolgung gemäß 
§ 230 StGB kann nicht konkludent aus einer Anklage wegen schwererer Delikte abgelei-
tet werden, sondern erfordert eine ausdrückliche Erklärung, die jedoch noch in der Re-
visionsinstanz erfolgen darf. 

II. Sachverhalt 

Ursprünglich erließ die Staatsanwaltscha+ einen StraWefehl wegen des Vorwurfs der 
gefährlichen Körperverletzung gemäß § 224 Abs. 1 Nr. 2 StGB gegen den Angeklagten. 
Gegen diesen StraWefehl legte der Angeklagte Einspruch ein, die sich daran anschlie-
ßende Hauptverhandlung vor dem Amtsgericht Augsburg („AG“) endete mit einer Ver-
urteilung lediglich wegen einfacher Körperverletzung gemäß § 223 StGB. Zu keinem Zeit-
punkt bejahte die Staatsanwaltschaa ein einen Strafantrag ersetzendes öffentliches In-
teresse an der Strafverfolgung. Dies war auch aus den Anträgen der Staatsanwaltscha+ 
nicht ersichtlich. 

Der Angeklagte legte fristgemäß Berufung gegen das Urteil des AG vom 23.05.2023 ein. 
Mit Urteil vom 24.05.2024 verwarf das Landgericht Augsburg („LG“) die Berufung gemäß 
§ 329 Abs. 1 S. 1, Abs. 4 StPO, da der Angeklagte trotz Anordnung des persönlichen Er-
scheinens ohne ausreichende Entschuldigung der Hauptverhandlung ferngeblieben war. 

GleichzeiIg stellte der Angeklagte einen Antrag auf Wiedereinsetzung in den vorherigen 
Stand und legte zudem für den Fall, dass dieser Antrag keinen Erfolg haben würde, Revi-
sion gegen das Urteil des LG ein. Das LG verwarf den Antrag auf Wiedereinsetzung jedoch 
mit Beschluss vom 19.07.2024 als unzulässig. 

Die Generalstaatsanwaltscha+ München („GenStA“) beantragte daraufin am 
12.10.2024, die Revision des Angeklagten kostenpflichIg als unzulässig zu verwerfen. 
Vorsorglich führte sie aus, dass die Revision auch in der Sache selbst unbegründet sei. 
Erst im Rahmen eines „Vorlageschreibens“ erklärte die GenStA ausdrücklich die An-
nahme eines öffentlichen Interesses an der Strafverfolgung.  



 

 
 
 
III.  Entscheidungsgründe 

Das Bayerische Oberste Landesgericht („BayObLG“) hat die Revision des Angeklagten als 
zulässig angesehen, sie jedoch als unbegründet verworfen. Es wurde festgestellt, dass 
keine zulässige Verfahrensrüge erhoben wurde und keine Verfahrenshindernisse vorlie-
gen, die im Rahmen der Sachrüge geprüa werden müssten. 

Zunächst wurde die Revision gemäß § 300 StPO als „noch zulässig“ erachtet. Das Rechts-
miLel wurde form- und fristgerecht eingelegt und war hilfsweise für den Fall gestellt, 
dass der Antrag auf Wiedereinsetzung in den vorherigen Stand abgelehnt wird. Diese 
Bedingung trat mit Beschluss des LG vom 19.07.2024 ein, welches den Antrag verwarf. 

Das Gericht legte den mit „knappe[r] Begründung“ versehenen Schriasatz des Verteidi-
gers dahingehend aus, dass er „eine den Anforderungen des § 344 StPO gerade noch 
genügende Revisionsbegründung“ darstelle. Der Schriasatz enthielt Angaben, wonach 
der Angeklagte den Termin nicht ohne eigenes Verschulden versäumt habe, da er sich in 
Brasilien in Arrest befand. Mögliche weitere Ausführungen – sollten sie überhaupt vor-
gelegen haben – werden hierzu ausweislich des Urteils nicht mitgeteilt. 

Zwar handelt es sich bei einem Antrag auf Wiedereinsetzung nach § 329 Abs. 7 StPO (das 
Gericht führt an dieser Stelle versehentlich § 329 Abs. 3 StPO auf) und der gegen ein 
Verwerfungsurteil gerichteten Revision gemäß § 333 StPO um unterschiedliche Rechts-
behelfe mit eigentlich unterschiedlichen Voraussetzungen und Prüfungsmaßstäben. 
Aber aufgrund der Besonderheiten des gegenständlichen RechtsmiLelschreibens könne 
die mitgeteilte Begründung des Anwaltsschreibens auf beide Anträge übertragen wer-
den. Dies begründet das BayObLG damit, dass nach § 300 StPO Irrtümer und Fehlbe-
zeichnungen immerhin unschädlich seien. Weiter sei der Antrag „im Grundsatz geeignet, 
das RechtsmiKel der Revision mit der Behauptung zu begründen, dass das Urteil unter 
einem Rechtsfehler leide.“ 

Sodann stellt der Senat fest, dass die Revisionsbegründung nur den Schluss auf eine 
Sachrüge zulässt, jedoch die Verletzung von § 329 StPO hinsichtlich des Ausbleibens des 
Angeklagten nur miLels Verfahrensrüge geltend gemacht werden kann. Die dafür nach 
§ 344 Abs. 2 S. 1 StPO entsprechende Form wurde nicht gewahrt. 

Inhaltlich stellte das BayObLG fest, dass die erforderlichen Verfahrensvoraussetzungen 
für den Schuldspruch wegen einfacher Körperverletzung (§ 223 StGB) im Ersturteil zu-
nächst nicht vorlagen. Insbesondere fehlte ein Strafantrag des Verletzten gemäß 
§ 230 Abs. 1 StGB oder eine ausdrückliche Bejahung des besonderen öffentlichen Inte-
resses durch die Staatsanwaltscha+. Weder dem Antrag auf Erlass eines StraWefehls, 
der sich auf gefährliche Körperverletzung (§ 224 StGB) bezog, noch aus den Anträgen der 
Staatsanwaltscha+ in der Hauptverhandlung ließ sich ein solcher Wille entnehmen. 



 

 
 
 

Die GenStA schuf die erforderliche Verfahrensvoraussetzung erst in der Revisionsinstanz 
durch eine ausdrückliche Erklärung. Diese genügte den Anforderungen, so dass keine 
Verfahrenshindernisse mehr bestanden. 

Die Nachprüfung des Urteils ergab keinen Rechtsfehler, der die Revision begründet häLe 
(§ 349 Abs. 2 StPO).  

Das RechtsmiLel blieb damit ohne Erfolg. 

IV.  Verteidigungsrelevanz 

Die Entscheidung stellt vornehmlich eine Entscheidung zur Stärkung der rechtsschutzin-
tensiven Auslegung von Rechtsbehelfen dar, selbst wenn diese (teilweise) nicht den 
förmlichen Voraussetzungen entsprechen. Entscheidender ist die Frage, ob das Rechts-
schutzziel ausreichend erkennbar vorgetragen ist. Diese rechtsschutzintensive Ausle-
gung gilt sogar für anwaltlich verfasste Schreiben. In der hier vorliegenden KonstellaIon 
hat sich das klare, wenngleich knappe Definieren des Rechtsschutzziels bewährt. 

Bei näherer Betrachtung lohnt sich jedoch der Blick auf einen vermeintlich nebensächli-
chen Aspekt der Entscheidung. Diese lässt eine gewisse – zu begrüßende – Skepsis hin-
sichtlich des Nachholens von Verfolgungsvoraussetzungen erkennen, konkret dem Nach-
holen der Feststellung des zur Verfolgung erforderlichen öffentlichen Interesses an der 
Strafverfolgung erst im Revisionsverfahren. 

Leider wird der gegen den Angeklagten geführte Vorwurf inhaltlich nicht präzisiert, so 
dass es nur bei der MiLeilung des „Downgrades“ des Vorwurfs von der gefährlichen Kör-
perverletzung (§ 224 Abs. 1 Nr. 2 StGB) des StraWefehls zu einer einfachen Körperverlet-
zung (§ 223 StGB) bleibt. Spannend ist in diesem Zusammenhang, dass sich ersInstanz-
lich offenbar der ursprüngliche Vorwurf qualitaIv nicht bestäIgt hat. 

Trotz dieser Abweichung in der rechtlichen Würdigung ist die Staatsanwaltscha+ – so-
weit es der knappen Urteilsbegründung zu entnehmen ist – selbst nicht ins RechtsmiLel 
gegangen. 

Dass die Staatsanwaltscha+ in dieser SituaIon, in der sie selbst nicht RechtsmiLelführer 
ist, in der Lage ist, eine Prozessvoraussetzung zu schaffen, erstaunt. Immerhin ist sie im 
ersInstanzlichen Urteil, das auf Grundlage eines von ihr zu verantwortenden StraWe-
fehls erging, und von diesem – für den Verfahrenskontext wesentlichen – Umstand ab-
wich, unterlegen. Schon im damaligen Verfahren vor dem AG häLe rechtssicher geklärt 
werden müssen, ob ein öffentliches Interesse an der Strafverfolgung tatsächlich vorliegt 
oder nicht. Denn das sich das Kerngeschehen rechtlich weniger gravierend darstellt als 
sowohl von der Staatsanwaltscha+ und dem den StraWefehl erlassenden AG angenom-
men, zeigt der ersInstanzliche Urteilsspruch. 



 

 
 
 

 

Einigermaßen schmallippig verweist der Senat auf die KommenIerung zu § 230 StGB in 
Fischer, wonach insbesondere eine Anklage bzw. die Beantragung eines StraWefehls eine 
zulässige konkludente Erklärung darstellen können, „wenn sich aus den Umständen 
nichts anderes ergibt“.1 Auch wird dann explizit klargestellt, dass die Verfolgung einer 
gefährlichen Körperverletzung, hinsichtlich derer bekanntlich ein Strafantrag nach § 230 
StGB nicht notwendig ist, nicht gleichermaßen ein öffentliches Interesse an der Strafver-
folgung der einfachen Körperverletzung beinhaltet. Letzteres überzeugt. Allerdings soll 
die Staatsanwaltscha+ die Feststellung des öffentlichen Interesses an der Strafverfol-
gung auch noch im RechtsmiLelverfahren nachholen dürfen, was im Wesentlichen der 
herrschenden Meinung entsprechen dürae.2 

Die maßgebliche – und in dieser Entscheidung am häufigsten ziIerte – Entscheidung des 
Bundesgerichtshofs ist miLlerweile 70 Jahre alt und stellt im Wesentlichen darauf ab, 
dass „alle Prozesshandlungen, von denen die Zulässigkeit einer Sachentscheidung ab-
hängt, solange vorgenommen werden [können], wie dies nach dem Gang des Verfahrens 
noch einen Sinn hat“.3 In dieser „Grundsatzentscheidung“ ging es um eine Verurteilung 
eines Angeklagten wegen „nur noch“ fahrlässiger Körperverletzung, anstaL – wie seitens 
der Staatsanwaltscha+ angeklagt und beantragt – wegen fahrlässiger Tötung, sodass 
sich die Frage des Erfordernisses eines Strafantrags erst durch die konkrete Verurteilung 
stellte. 

Aber auch diese Entscheidung bezieht sich noch weiter auf die Vergangenheit, nämlich 
auf eine alte Entscheidung des Reichsgerichts („RG“), die im April diesen Jahres immer-
hin 100 Jahre alt geworden ist.4 Das RG haLe zu entscheiden, ob es sich bei der Äuße-
rung „Die SA und SS sind lauter Lumpe“ um eine Behauptung tatsächlicher Art i.S.d. „§ 3 
VO. z. Abwehr heimtückischer Angriffe gegen die Regierung der naIonalen Erhebung“ 
handele, (was es verneinte) und ob der noch im Revisionsverfahren gestellte Strafantrag 
(wegen Beleidigung) eines SA-Sturmführers noch rechtzeiIg war (was das RG bejahte).5 
Letztlich beruht hierauf die ArgumentaIon der herrschenden Meinung, wonach der 
Staatsanwaltscha+ das Gleiche zugebilligt werden muss, was auch dem (nach heuIger 
Nomenklatur) Verletzten zugesprochen wird. 

Dass diese Entscheidung „schlecht gealtert“ ist, zeigt auch ein weiterer Aspekt:  

 
1  Fischer, StGB, 71. Aufl. 2024, § 230 StGB Rn. 4. 
2  Anstelle vieler: Eschelbach, in: BeckOK-StGB, 63. Ed. 1.11.2024, StGB § 230; Hard-

tung, in: MüKo-StGB, 4. Aufl. 2021, StGB § 230 Rn. 42 
3  BGH, Urt. v. 01.07.1954 – 3 StR 869/53 –, BGHSt 6, 282 = NJW 1954, 1536. 
4  RG, Urt. v. 17.04.1934 – 1 D 33/34 –, RGSt 68, 120. 
5  RG, Urt. v. 17.04.1934 – 1 D 33/34 –, RGSt 68, 120, 124. 



 

 
 
 

In der soeben oberflächlich vorgestellten Entscheidung des RG wird ausdrücklich von der 
vorherigen Rechtsprechung des RG abgewichen.6 Denn bis zu dieser Entscheidung hielt 
das RG einen Strafantrag nur dann für berücksichIgungswürdig, wenn er noch im Beru-
fungs- und nicht erst im Revisionsverfahren gestellt werde, da die Aufgabe des Revisi-
onsgerichts früher „allein die Nachprüfung eines bereits begründeten Strafverfahrens 
sei“,7 nunmehr aber auch das „Revisionsgericht selbst berechTgt ist, in der Sache zu ent-
scheiden“.8 

Vor diesem Hintergrund scheint aus Verteidigersicht eine kämpferischere und kriIschere 
Auseinandersetzung mit diesem Aspekt angezeigt. Ob es dem Grundsatz des fairen Ver-
fahrens nach Art. 6 Abs. 1 EMRK wirklich entsprechen kann, dass eine so verfahrenswe-
sentliche Frage einfach nachgeholt werden darf, erscheint fraglich.  

Der historische Hintergrund dieser Rechtsprechung dürae im Kern nicht von dem Ge-
danken der „Verfahrensfairness“ – jedenfalls nach zeitgenössischem Verständnis – ge-
prägt sein, was eine Übertragung in die heuIge Rechtsprechung fragwürdig erscheinen 
lässt. Für die – zugegeben – vergleichsweise speziellen KonstellaIonen, in denen die 
Feststellung des öffentlichen Interesses an der Strafverfolgung erst in der Revisionsver-
handlung überhaupt in Betracht kommt, wird diese Nachholung durch die Staatsanwalt-
schaa regelmäßig nur als Formalie begriffen werden, deren Bejahung sich schon auf-
grund des fortgeschriLenen Verfahrensstadiums im Sinne eines Rechtsreflexes (ver-
meintlich) regelrecht gebietet.  

Dies kann zurecht als rechtsmissbräuchlich9 angesehen werden und die dies ermög-
lichende Rechtsprechung bedarf vor dem Hintergrund des schwierigen historischen Er-
bes dringend kriIscher Hinterfragung. 

 

Rechtsanwalt Maurice Weidhaas, Weidhaas Rechtsanwälte, Bad Dürkheim 

 
6  RGSt 46, 45, 48. 
7  RGSt 46, 45, 48. 
8  RGSt 67, 55. 
9  Weiterführend: „Die nachträgliche Bejahung des (besonderen) öffentlichen Interes-

ses als Rechtsmissbrauch“, Roggan, StraFo 2013, 231. 


